
Bundessozialgericht

■j@„jij„52 Im Naxnen dc3s Vollceg

/
In dem Rechtsstreit

Verliündet am ooooo o ooooooo 000100 ooooooo ev.-00000 ..... o uuuuu

24. Febr.‚4965
‚ '

_f Beklagte und Revisionsklägerin‚

g e g e n

Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 4. Senat des Buhdessoziälgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 24‚ Februar 1965,

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident P e n q u i t t
als Vorsitzender,

,
Bundesriehter S e h m i t t -

und

Bundesriehter Dr. E e k e r
als weitere Berufsriehter,

Bundessozialriehter W e b e r und

Eundessozialriehter S e h m i d t
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt;

Die Sprungrevision gegen das Urteil des Sozial—

gerichts Köln vom 8„ Dezember 4964 wird zu—

rückgewiesen„ “

Die Beklagte hat der Klägerin die Kosten auch

des Revisionsverfahrens zu erstatten. ’
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Es ist streitig7 welche Leistungen die Klägerin aus der

Rentenversicherung ihres verstorbenen Ehemannes für die

ersten drei Monate nach seinem Tode (Sterbevierteljahr)

zu beanspruchen hato ‘

Der Versicherte starb im Mai 1960; er hatte bis dahin

lnvalidcnrente bezogen, zuletzt 155,60 DM monatlich° Die

Beklagte gewährte der hlägerin zunächst die Rentenbezüge des

Versicherten für das Sterbevierteläehr, ann bewilligte sie

ihr — auf den am 2. Juni 1960 gestellten Antrag hin — mit

Bescheid vom 29. August 1960 die Witncnrente vom 1, Septem—

ber 1960 an in Höhe von 154,50 DM monatlich.

Kit der Klage begehrt die Klägerin die Witwenrente bereits

vom 1. Juni 1960 an. Sie ist der Auffassung, die Versicher—

tcnrente dürfe, wenn sie ausnahmsweise niedriger sei als

die Wittenrente, entgegen dem Wortlaut des 3 1268 Abs, 5

der Reichsvcrsicherungsordnung (RVG) nicht an deren Stelle

treten„ ’«\.- ‘ „3 ’ ‘

Das Sozialgericht (SG) Köln hat durch Urteil vom 80 Dezem—

ber 1961 den angeföchtenen Bescheid dahin geändert, daß

“die Uitwenrente der Klägerin am 1. Juni 1960 beginnt‚ un—

ter Anrechnung der gezahlten Bezüge für das Sterbeviertel—

Jahr“„ Es hat ausgeführt: @ 1268 Abs. 5 RVG verfolge den
Zueek, die bitte während einer Übergangszeit nach dem Tode

d‘s Ernährers günstiger zu stellen, als dies in der Regel

durch die Gewährung von Witvcnrente gesehehe; dies werde

im allgemeinen durch die befristete Weitcrzahlung der Ver—
„

J..

sicherucnrente erreicht. Dieser Zweck würde aber vereitelt

werden, wenn man sich in einem Falle wie dem zu ent—

scheidenden nach dem Wortlaut des Gesetzes richte„ Wortlaut

und innerer Sinn des Gesetzes ständcn sich entgegen’ Dem

Sinn des Gesetzes sei der Vorzug zu geben.
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Das SG hat wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Rechts—

frage die Berufung zugelassen.

Die Beklagte hat Sprungrevision eingelegt unter Beifügung

der Einverständniserklärung der Klägerin. Sie tritt der

1Auffassung des SG, daß nach dem Sinn des Gesetzes die Witwe

während des Sterbevierteljahres habe besser gestellt werden

sollen, nicht entgegen, glaubt aber, daß der Wortlaut des

Gesetzes eine solche Entscheidung nicht zulasse.

Die Beklagte beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Klage

abzuweisen.

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Die Sprungrevision ist zulässig, aber unbegründet.

Nach 5 4268 Abs. 5 RVG tritt für das Sterbevierteljahr an
die Stelle der Witwenrente die Rente — ohne Kinderzuschuß —,
die dem Versicherten zur Zeit seines Todes zustand. Daraus

entnimmt die Beklagte zu Unrecht, daß die Versiehertenrente

ausnahmslos, also auch wenn sie niedriger ist als die Witwen-

rente, diese Leistung ersetze. Gegen diese Auffassung ergeben

sich schon aus der Systematik des Gesetzes Bedenken. Während

die Absätze 4 und 2 des 5 4268 RVOden Grundsatz aufstellen,.
daß die Witwenrente (nur) sechs Zehntel der Versichertenren—

te beträgt, normiert Abs. 5 eine die Witwe begünstigende Ab—

weichung von jenem Grundsatz für das Sterbevierteljahr. Für

diesen Zeitraum sollen also die sich aus der Grundregel er—
gebenden Bezüge der Witwe verbessert werden. Dieser Sinn

des Gesetzes wird durch die Materialien zur Rentenversiche—

rungsneuregelung des Jahres 4957 bestätigt. In der Begründung

zu 5 4272 Abs. 4 des Gesetzentwurfs (= 5 4268 Abs. 5 des Ge—
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setzes) ist ausgeführt, die in Anlehnung an das Recht der

Beantcnversorgung (@ 122 aF des Bundesbeamtengesetzes) ge—
troffene Neuregelung stelle eine wesentliche Leistungsver—

besserung dar (Deutscher Bundestag, 2. Wahlperiode 1955,
Drucksache 5680 S. 64 und zu Drucksache 5080 S‚ 15). Dieses

sog. Gnadenvicrtcljahr dient mit zur Deckung der Kosten der

letzten Krankheit und der Beerdigung, außerdem der Umstellung

der Hinterbliebenen auf neue Leben$verhältnisse„ Hiernaeh

liegt den‘ä 1268 Abs„ 5 RVO der Zweck zugrunde, die Witwe

besser zu stellen als sie bei Anwendung der Absätze 1 und 2

stehen würde; dagegen hat der Gesetzgeber nicht beabsich—

tigt, die leistungen für das Sterbevierteljahr nach oben un—

ter allen Umständen auf den Betrag der Versichertenrente zu
begrenzen. Ist die Witwcnrente — ausnahmsweise — höher als

die Ve*sichertenrente und sind diese höheren Bezüge der Wit—

we Jedenfalls vom vierten Monat nach dem Tode des Versié

cherten an zu gewähren, so würde eine Auslegung, welche die

Witwe während des Sterbevicrteljahres von den höheren Be—

zügcn aussehließt, den Zweck des Gesetzes verfehlen° @ 1268

Abs„ 5 RVO muß daher so verstanden werden, daß er nur für

den Regelfall gilt, nämlich für den Fall, daß die Witwen-

route niedriger ist als die Versichertenrente. Wenn dies im

tz0 nicht eindeutig zum Ausdruck gekommen ist, so istso

dies augenscheinlich darauf zurückzuführen, daß man bei der

Fassung des Gusetzes nicht mit der Möglichkeit gerechnet

...
..

1hta die Hitvenrente werde in einzelnen, seltenen Fällen
üb\r den Betrag der Versichertenrente hinausgehen können„

Die Versichertenrente darf daher nicht an die Stelle der

Wituenrente treten, wenn sie niedriger ist als diese Rente,

Die gegenteilige Auffassung wäre auch kaum damit zu verein—

baren, daß eine nach 5 1265 RVO rentéhberechtigte geschiede»

ne Frau — sie ist in 5 1268 Abs° 5 EVO nicht aufgeführt —
schon im ersten Monat nach dem Tode des Versicherten die

Hinterbliebenenrente auch dann in voller Höhe erhält, wenn

diese Rente die Ve‘sichertenrente übersteigt„ Es ist kein

Grund ersichtlich, der es rechtfertigen könnte, die Witwe

gegenüber der geschiedenen Frau zu benachteiligen°
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Daß die vom Senat vertretene Auffassung der Vorstellung

zumindest der Bundesregierung als des Initiators der Ren—

tenversieherungs—Neuregelungsgesetse von 1957 entspricht,

bestätigt der Entwurf eines Gesetzes zur Beseitigung von

Härten in den gesetzlichen Rentcnversicherungen (Deutscher

Bundestag, 4. Wahlperiode, Drucksache IV/2572). Dieser will

durch eine entsprechende Ergänzung des 5 1268 Abs, 5 RVG

”sicherstellen", daß die Versichertenre■te nur dann während

des Stertevierteljchres an die Stelle der Witwenrcnte tritt,

wenn diese niedriger ist als die Versichertenrente (Art. 1

5 1 Nr. 15 Buchst. c des Entwurfs).

Hiernach muß die Sprungrevision der Beklagten zurückge—

wiesen werden.

Die Kostenentscheidung ergeht in Anwendung des 5 193 Abs. 1

SGG.
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